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Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über den Antrag der Abgeordneten Hell­
wagner und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Arbeitsmarktförderungs­
gesetz, ,das Arbeitslosenversicherungsgesetz 
1977 und das Sonderunterstützungsgesetz ge-

ändert werden (137/ A) 

Die Abgeordneten He 11 w a g n e r, Ku n­
stätter, Fauland, Teschl und Ge­
nossen haben am 24. Jänner 1979 den gegen­
ständlichen Initiativantrag im Nationalrat einge­
bracht und wie folgt begründet: 

Der vorliegende Entwurf zielt auf die Ver­
besserung des bestehenden arbeitsmarktpoliti­
schen Instrumentariums im Hinblick auf die 
über längere Zeiträume hin aufgetretenen Erfah­
rungen sowie auf den Ausbau der Maßnahmen, 
die im Zusammenhang mit der Inkraftsetzung 
des im § 45 ades Arbeitsmarktförderungsgeset­
zes dem Grunde nach vorgesehenen, a\;>er erst 
mit Erlassung einer Verordnung wirksam wer­
denden Frühwarnsystems stehen. Außerdem soll 
der anspruchsberechtigte Personenkreis nach dem 
Sonderunterstützungsgesetz, und zwar unabhän­
gig davon, in welchem Wirtschaftszweig diese 
Personen beschäftigt waren, erweitert werden. 

Der Novellenentwurf soll demnach im Sinne 
dieser Zielsetzungen einerseits die im Bereich der 
Beihilfen zum Ausgleich kurzfristiger Beschäfti­
gungsschwankungen sowie zum Ausgleich länger­
fristiger Beschäftigungsschwierigkeiten bereits be­
stehenden Möglichkeiten für eine arbeitsmarkt­
politische Hilfestellung durch die neue Beihilfen­
form der Haftungsübernahme für die von Be­
trieben . aufgenommenen Kredite ergänzen. 
Andererseits . sind Be~timmungen vorgesehen, 
welche die Eirihaltungder anläßlich der Novelle 
vom 7. Juli 1976, BGBl. Nr. 388, im§ 45 adern 
Grunde nach geschaffenen Informationsmöglich­
keiten für die Arbeitsmarktverwaltung im Falle 

der Verringerung des Beschäftigtenstandes durch 
den Dienstgeber in, Betrieben ab einer bestimm­
ten Anzahl von Dienstnehmern sichern sollen. 
Die Zielsetzung der zuletzt erwähnten Novelle, 
soziale Härten der Dienstnehmer dun;,~ den 
rechtzeitigen Einsatz der Beratungs- und Ver­
mittlungsdienste sowie des arbeitsmarktpoliti­
schen Instrumentariums der Arbeitsmarktverwal:" 
tung zu vermeiden oder zu mildern, erfordert 
es nämlich auch, daß eine auf der Grundlage des 
§ 45 a vorgesehen'e diesbezügliche Verordnung 
über die rechtzeitige Verständigung des Arbeits­
amtes im Falle von Kündigungen auch tatsäch­
lich wirksam wird. 

Schließlich ist durch die Erweiterung des an­
spruchsberechtigten Personenkreises nach dem 
Sonderunterstützungsgesetz eine gesetzliche Rege­
lung für Personen vorgesehen, die ein bestimm­
tes Lebensalter vollendet haben, auf dem Ar­
beitsmarkt freigesetzt wurden oder im Bezug 
von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe nach 
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz stehen und 
im Hinblick auf ihr Lebensalter im Falle von 
arbeitsmarktmäßigen Schwierigkeiten im allge­
meinen nur schwer vermittelt werden können. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat den 
gegenständlichen Initiativantrag in seiner Sitzung 
am 9. Feber 1979 in Verhandlung genommen. 
Inder Debatte, an der sich die Abgeordneten 
Hell w a g ne r, Dr. S c h w im m e r, Dr. E r­
m' ac 0 r a, Dr. Fe urs t ein, Kam m e rh 0-

fe r, Dr. Hau s e rund Ausschußobmann Maria 
Met z k e r sowie der Bundesminister für soziale 
Verwaltung Dr. W eiße nb erg beteiligten, 
wurden vom A[bgeordneten H e [11 w a g n er 
A'bänderungsanträge betreffend § 28 Abs. 5, § 36 
Abs. 5, § 45 a Abs.1, Abs. 5 und § 51 Abs.1 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes berreffend 
§ 1 Abs. 1 und § 12 des Sonderunterstützungs­
gesetzes sowie betreffend Art. IV (Vollziehung) 
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des Initiativantrages gestellt. Weiters wurde vom 
Abgeordneten Dr. Sc h w imme rein Abände­
rungsantrag betreffend Art. IV des Initiativ­
antrageseingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde der Initiativantrag 
unter Berücksichtigung der oberwähnten Ab­
änderungslanträge des Abgeordneten Hel I w a g­
ne r teils einstimmig, teils mit Stimmenmehrheit 
angenommen. Der Abänderungsantrag des Abge­
ordneten Dr. S c h w i m m erfand nicht äie 
erforderliche Mehrheit. 

Zu den Abänderungen wird folgendes be­
merkt: 

Zu § 28 Abs. 5, § 36 Abs. 5 und § 51 Abs. 1 
Arbeitsmarktförderungsgesetz : 

Neben den Anderungen im Arbeitslosenver­
sicherungsgesetz 1977 sollen auch im Arbeits­
marktförderungsgesetz zur eindeutigen KlarsteI­
lung korrespondierende Bestimmungen aufge­
nommen werden. 

Zu § 1 Abs. 1 Sonderunterstützungsgesetz: 
Da die im § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. b des Sonder­

unterstützungsgesetzes in der Fassung des Initia-

Treichl 
Berichterstatter 

tivantrages enthaltene, nicht erstreckbare Frist 
von 20 Jahren insbesondere bei Saisonarbeits­
kräften zu nicht vertretbaren sozialen Härten 
geführt hätte, sieht der Abänderungsantrag 
eine Anderung dieser Frist auf 25 Jahre vor. 

Zu § 12 Sonderunterstützungsgesetz: 

Der Umstand,·daß tei1we~seder in die 
Sonderunterstützung neu einzubeziehende Per­
sonenkreis ohne die Novelle Anspruch auf 
Arbeitslosengeld gehabt hätte, macht eine unter­
schiedliche Behandlung bei der Deckung des Auf­
wandes erforderlich, weil sonst Bundesmittel für 
jenen Teil des Aufwandes her,angtlZJogen werden 
würden, der ohne die Novelle aus denzweckge­
bundenen Mitteln ,der Arbeitsloserrversoicherung zu 
tragen wäre. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Verwaltung somit den A n-
t rag, der Nationalrat wolle dem an g e- . / 
s chi 0 s s en enG e set zen t w u r f die ver- \ . 
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1979 0209 

Maria Metzker 
Obmann 

. / ;. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Arbeitsmarktföl'derungsgesetz, 
das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 und 
das Sonderunterstützungsgesetz geändert 

werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Arbeitsmarktfärderungsgesetz, BGBL 
Nr. 31/1969, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBL Nr. 173/1973, BGBil. Nr. 642/1973 
(Art. II des,Sonderunterstützungsgesetzes), BGBL 
Nr. 179/1974, BGBL Nr. 388/1976 und BGBI. 
Nr. 546/1978 (Art. 11) wird wie folgt geändert: 

1. Der erste Satz des § 28 Abs. 1 hat zu lauten: 

"Beihilfen gemäß §. 27 Abs. 1 Et. a können 
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 als unverzins­
liches oder verzinsliches Darlehen, als Zinsen­
zuschuß, als Zuschuß oder in Form der Haf-

tungsübernahme gewährt werden,· wenn sich 
Gebietskörperschaften oder Finanzierungs-, Kre­
dit- oder Garantieeinriehtungen, die für Zwecke 
der Verbesserung der Regional- und Wirtschafts­
struktur öffentliche Mittel erhalten, angemessen 
an der Maßnahme beteiligen." 

2. a) Der Abs. 5 des § 28 hat zu lauten: 

,,(5) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe 
in Form der Ausfallsbürgschaft bzw. in Fällen 
eines außergewöhnlich dringenden arbeitsmarkt­
politischen Erfordernisses in Form der Haftung 
als Bürge und Zahler für e~n vom Inhaber des 
Betriebes aufgenommenes Darlehen unter den 
für Darlehen im Sinne des Abs. 2 festgelegten 
Voraussetzungen vom Reserv~fonds (§ 64 AIVG) 
gewährt werden. Die Summe der Haftungsüber, 
nahmen . darf die Haftungsrücklagegemäß § 64 
AIVG nicht überschreiten." 

b) Der bisherige Abs. 5 des § 28 erhält die 
Bezeichnung Abs. 6. 

1204 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)2 von 5

www.parlament.gv.at



1204 der Beila,gen 3 

3. Der erste Satz des § 36 Abs. 1 hat zu lauten: 
"Beihilfen g"emäß § 35 Abs. 1 lit. a und b können 
unbeschadet der Bestimmungen des § 37 nach 
Maßgabe der Abs. 2 bis 5 als unverzinsliches 
oder verzinsliches Darlehen, als Zinsenzuschuß, 
als Zuschuß oder in Form der Haftungsüber­
nahme gewährt werden, wenn sich Gebietskör­
perschaften oder Finanzierungs-, Kredit- oder 
Garantieeinrichtungen, die für Zwecke der Ver­
besserung der Regional- und Wirtschaftsstruktur 
öffentliche Mittel erhalten, angemessen an der 
Maßnahme beteiligen." 

4. a) Der Abs. 5 des § 36 hat zu lauten: 

,,(5) AI\s H~fou!l!gsÜlberI1i<lJhme kann die Beihilfe 
in Form der Ausfallsbürgschaft bzw. in Fällen 
eines außergewöhnlich dringenden arbeitsmarkt­
politischen Erfordernisses in Iiorm der Haftung 
als Bürge und Zahler für ein vom Inhaber des Be­
triebes aufgenommenes Darlehen unter den für 
Darfclhen im Sinne des Albs. 2 festg,€'legten Vor­
aussetzungen 'Vom Reservefonds (§ 64" AIVG) 
gewährt werden. Die Summe der HaftungsÜlber­
n:ahme darf die Haftungsrücklage gemäß § 64 
AWG nicht überschreiten." 

b) Der bisherige Abs. 5 des § 36 erhält die 
Bezeichnung Abs. 6. " 

c) Im Abs. 6 des § 36 ist der Ausdruck ,,§ 28 
Abs. 5" durch den Ausdruck ,,§ 28 Abs. 6" zu 
ersetzen. 

5. § 45 a hat unter Beibehaltung der über­
schrift zu lauten: 

,,(1) Der Bundesminister für soziale Verwal­
tung kann nach Anhörung des Beirates für 
Arbeitsmarktpolitik auf Grund besonderer 
arbeitsmarktpolitischer Erfordernisse für be­
stimmte örtliche oder fachliche Bereiche und für 
eine bestimmte Dauer durch Verordnung fest­
legen, daß Dienstgeber das nach dem Standort 
des Betriebes zuständige Arbeitsamt durch 
schriftliche Anzeige zu verständigen haben, be­
vor sie den Beschäftigtenstand 

1. ,in Betrieben mit in der Regel weniger als 
100 Dienstnehmern um mindestens fünf 
Dienstnehmer, 

2. in Betrieben mit in der Regel mindestens 
100 Dienstnehmern um mindestens 5 v. H. 
oder 

3. in Betrieben mit in der Regel mindestens 
1 000 Dienstnehmern um mindestens 
50 Dienstnehmer 

innerhalb von vier Wochen verringern. Die Ver­
ordnung hat vorzusehen, innerhalb welcher 
Frist, die höchstens 30 Kalendertage betragen 
darf, vor Ausspruch der Kündigung des Dienst­
verhältnisses das Arbeitsamt zu verständigen ist 
und welche für die Zwecke der Arbeitsvermitt­
lung notwendigen Angaben über die betroffenen 

Dienstnehmer die Anzeige zu enthalten hat. Eine 
Durchschrift der Anzeige ist vom Dienstgeber 
dem Betriebsrat zu übermitteln. Die auf Grund 
anderer bundesgesetzlicher Vorschriften bestehen­
den Verpflichtungen dieser Art für Dienstgeber 
bleiben unberührt. 

(2) Kündigungen, die zu einer Verringerung 
des Beschäftigtenstandes im Sinne des Abs. 1 
"führen, sind rechtsunwirksam, wenn sie 

1. vor Einlangen der im Abs. 1 genannten An­
zeige beim Arbeitsamt oder 

2. nach Einlangen der Anzeige beim Arbeits­
amt innerhalb der durch Verordnung gemäß 
Abs. 1 festgesetzten Frist ohne vorherige 
Zustimmung des Landesaribeitsamtes gemäß 
Abs.5 

ausgesprochen werden. 

(3) Die Dienststellen der Arbeitsmarktverwal­
tung haben innerhalb der Frist (Abs. 1) unve~­
züglich alle im Zusammenhang mit der beab­
sichtigten Verringerung des Beschäftigtenstandes 
notwendigen Beratungen durchzuführen, denen 
insbesondere der Dienstgeber, der Betriebsrat 
und die für den jeweiligen Wirtschaftszweig in 
Betracht kommenden kollektivvertragsfähigen 
Körperschaften der Dienstgeber und der Dienst­
nehmer beizuzlehen sind. Außerdem sind der 
Verwaltungs ausschuß und der bei einem Arbeits­
amt allenfalls bestehende Vermittlungsausschuß 
von solchen Beratungen rechtzeitig zu verstän­
digen." 

(4) Bei den Beratungen gemäß Abs. 3 ist von 
der Arbeitsmarktverwaltung auf einen weitest­
möglichen Einsatz aller in Betracht kommenden 
Förderungsmaßnahmen nach diesem Bundesgesetz 
besonders Bedacht zu nehmen. 

(5) Das Landesarbeitsamt kann nach Anhörung 
des Verwaltungsausschusses die Zustimmung zum 
Ausspruch der Kündigung vor Ablauf der Frist 
(Abs. 1) erteilen, wenn hiefür wichtige wirtschaft­
liche Gründe vom Dienstgeber bekanntgegeben 
werden. Dabei ist auch zu berücksichtigen, ob 
dem Dienstgeber die fristgerechte Anzeige der 
beabsichtigten Kündigungen möglich oder Zu­
mutbar war. 

(6) Das Landesarbeitsamt hat. in den Fällen 
des Abs. 5 den Verwaltungsausschuß unverzüglich 
zum ehesten Zeitpunkt einzuberufen. Den Be­
ratungen können erforderlichenfalls Experten 
beigezogen werden. 

(7) Von der Zustimmung des Landesarbeits­
amtes ist der Dienstgeber unverzüglich zu ver­
ständigen. 

(8) Die Abs. 2 bis 7 gelte~ nicht für Arbeits­
verhältnisse der land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeiter, auf die das Landarbeitsgesetz, BGBl. 
Nr. 140/1948, anzuwenden ist, sowie nicht für 
"Arbeitsve~hältnisse zu Gebietskörperschaften." 
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6. Der Abs. 1 des § 51 hat zu lauten: 

,,(1) Der aus diesem Bundesgesetz erwachsende 
Aufwand einschließlich des Verwaltungsaufwan­
des ist mit Ausnahme des Aufwandes aus der 
Inanspruchnahme von Haftungen des Reserve­
fonds (§ 64 A'lVG) vorschußweise vom Bund zu 
bestreiten. " 

Artikel II 

Das . Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, 
BGBl. Nr. 609, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBl. Nr. 648/1977 (Art. VII des Sozialver­
sicherungs-Knderungsgesetzes 1977), BGBl. 
Nr. 380/1978 undBGBt Nr. 546/1978 {Art. I) 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Abs. 2 und 3 des § 64 haben zu lauten: 

,,(2) Innerhalb des Reservcfonds ist eine zweck­
gebundene Rücklage für Haftungsübernahmen 
gemäß §§ 28 Abs. 5 und 36 Abs. 5 des Arbeits­
marktförderungsgesetzes zu bilden. Diese Haf­
tungsrücklage beträgt 3 v. H. der durchschnitt­
lichen jährlichen Ausgaben der Arbeitsmarkt­
verwaltung in den letzten fünf Jahren (Berech­
nungsgrundlage). Sie bleibt bei der Abrechnung 
der Gebarung der Arbeitsmarktverw1altung im 
Sinne der Abs. 4 und 5 außer Betracht. 

. (3) Unterschreitet die Haftungsrücklage 2 v. H. 
der Berechnungsgrundlage, so ist sie auf 3 v. H. 
aufzustocken. überschreitet die Haftungsrück­
lage 4 v. H. der Berechnungsgrundlage, so ist 
für diesen Mehrbetrag, soweit er noch nicht 
durch Haftungsübernahmen gebunden ist, die 
Zweckgebundenheit aufzuheben." 

2. a) Der bisherige Abs. 2 des § 64 erhält die 
Bezeichnung Abs. 4 und hat zu lauten: 

,;(4) Die Mittel des Reservefonds sind für 
allfällige Abgänge aus der Gebarung der Arbeits­
marktverwaltung in einem Kalenderjahr und für 
Haftungsübernahmen gemäß Abs. 2 bestimmt." 

b) Die bisherigen Abs. 3 bis 6 des § 64 erhalten 
die Bezeichnung Abs. 5 bis 8. 

3. a) Der bisherige Abs. 7 des § 64 erhält die 
Bezeichnung Abs. 9 und hat zu lauten: 

,,(9) Die Mittel des Reservefonds sind gewinn­
bringend so anzulegen, daß sie jederzeit verfüg­
bar sind." 

b) Der bisherige Abs. 8 des § 64 erhält die Be­
zeichnung Abs. 10. 

Artikel III 

Das Sonderunterstützungsgesetz, BGBl. 
Nr. 642/1973, wird wie folgt geändert: 

1. Der Abs. 1 des § 1 hat zu lauten: 

,,§ 1. (1) Anspruch auf Sonderunterstützung 
nach diesem Bundesgesetz haben Personeli, denen 

die ArbeitsmarktverwaltU1'lg (§ 40 Abs. 1 des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl. N r. 31/ 
1969) auch unter weitestmäglichem Einsatz von 
Förderungsmaßnahmen im Sinne des § 19 Abs. 1 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes keine zumut­
bare Beschäftigung vermitteln kann und die 

1. a) im Zeitpunkt der Beendigung des 
Dienstverhältnisses das 55. 'Lebensjahr, 
Frauen das SO. Lebensjihr, vollendet' 
haben und 

b) vor dem Eintritt der Arbeitslosigkeit in 
einem Dienstverhältnis standen, das 
wegen Einschränkung oder Stillegung des 
Betriebes im Zusammenhang mit wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten als Folge des 
Abschlusses der Abkommen zwischen der 
Republik österreich und den Europä­
ischen Gemeinschaften oder bedeutender 
Veränderungen der internationalen 
Wettbewerbsverhältnisse oder einer 
Strukturbereinigung geendet hat und der 
Betrieb zu einem Wirtschaftszweig . ge­
hört, hinsichtlich dessen eine Feststellung 
gemäß Abs. 3 vorliegt, oder 

2. a) im Zeitpunkt der Beendigung des Dienst­
verhältnisses oder während des Bezuges 
von Arbeitslosengeld oder Notstands~ 
hilfe das 59. Lebensjahr, Frauen das 
54. Lebens<jaihr, vollendet hiben und 

b) neben der Erfüllung der Anwartsduft 
für den Anspruch auf Arbeitslosengeld 
in. den letzten 25 Jahren vor Geltend­
machung des Anspruches mindestens 
180 Monate arbeitslosenversicherungs­
pflichtig beschäftigt waren. 

Weiters ist Voraussetzung für den Anspruch 
auf Sonderunterstützung, daß die personen 
arbeitsfähig, arbeitswillig und arbeitslos sind und 
an dem der Beendigung des Dienstverhältnisses 
folgenden Monatsersten (Stichtag) mindestens 
180 anrechenbare Versicherungsmonate in' der 
Pensionsversicherung, davon innerhalb' der letz­
ten 36 Kalendermonate mindestens 24 Versiehe­
rungsmonate, nachweisen; hiebei" sind Versiche­
rungsmonate nach dem Gewerblichen Sozial ver­
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 560/1978, bzw. dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 559/ 
1978, wie Versicherungsmonate nach dem Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 1891 
1955, zu zählen." 

2. a) Nach der überschrift "Ausmaß der Son­
derunterstützung" ist vor dem § 5 Abs. 1 fol­
gende Zwischenüberschrift einzufügen: 

"Ausmaß der Sonderunierstützung für den Per­
sonenkreis gemäß § 1 Abs. 1 Z. 1" 

b) Dem § 5 Abs. 6 sind die Abs .. 7 bi~ 10 mit 
folgender Zwischenüberschrift anzufügen: . 

"Ausmaß der Sonderunterstützung für den Per­
sonenkreis gemäß § 1 Abs. 1 Z. 2 
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(7) Für die Bemessung der Sonderunterstüt­
zung finden die Bestimmungen der §§ 20 und 21 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 
(AIVG), BGBl. Nr. 609, sinngemäß Anwendung. 
Hiezu gebührt ein Zuschlag in der Höhe von 
25 v. H. des Grundbetrages im Sinne des § 21 
hhs. 3 .AJIVG. Hinsichtlich des Anspruches auf 
Familienbeihilfe ~st der Bezug der Sonderunter­
stützung dem Bezug einer Geldleistung aus der 
Arbeitslosenversicherung gleichzuhalten. 

(8) Die nach Abs. 7 bemessene Sonderunter­
s~ützung darf das Ausmaß der Invaliditätspen­
SIOn, der Berufsunfähigkeitspension bzw. der 
Erwerbsunfähigkeitspension einschließlich allfäl­
liger Kinderzuschüsse nach den bezüglichen Be­
stimmungen des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes, des Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetzes bzw. des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes, auf die der Arbeitslose an· dem 
den Tag der AntragsteIlung auf Sonderunter­
stützung folgenden Monatsersten (Stichtag) An­
spruch gehabt hätte, wenn dauernde Invalidität 
bzw. Berufsunfähigkeit bzw. Erwerbsunfähigkeit 
vorgelegen wäre, nicht überschreiten. Hiebei ist 
anzunehmen, daß der V ~rsicherungsfall der ge­
minderten Arbeitsfähigkeit bzw. der dauernden 
Erwerbsunfähigkeit mit der Antragstellung auf 
Sonderunterstützung eingetreten ist. . 

(9) Bestünde bei Anspruch auf eine Invalidi­
tätspension, Berufsunfähigkeitspension bzw. Er­
werbsunfähigkeitspension Anspruch auf eine 
Ausgleichszulage, so ist der nach Abs. 8 maßgeb­
liche Grenzbetrag mit dem Betrag festzusetzen, 
der sich aus der Anwendung der §§ 292. bis 296 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, der 
§§ 149 bis 153 des Gewerblichen Sozialversiche-

rungsgesetzes bzw. der §§ 140 bis 144 des 
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes ergäbe. 

(10) Die nach Abs. 7 bemessene Sonderunter­
stützung darf in keinem Fall im Monat 80 v. H. 
des der Einreihung in die Lohnklasse zugrunde 
gelegten Entgeltes überschreiten." 

3. Der ,§ 12 hat zu lauten: 

,,§ 12. Die Kosten, die sich aus der Durchfüh­
rung des Art'ikels I d'iesesBundeSigesetzes ergeben, 
sind zu bestreiten 

a) fiÜr den 'Person·enkreis im Sinne ,des § 1 
Abs. 1 Z. 1 zu zwei Drittel aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung und zu emem 
Drittel aus Bundesmitteln, 

b) für den Personenkreis im Sinne des § 1 
Abs. 1 Z. 2 zu vier Fünftel aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung und zu emem 
Fünftel aus Bundesmitteln." 

Artikel IV 

(1) Die Abs. 2 und 5 im Art. I Z. 5 treten 
vier Wochen nach Ablauf des Tages der Kund­
machung dieses Bundesgesetzes in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

1. hinsichtlich Art. I Z. 6 (§ 51 Abs. 1) der 
Bundesminister für Finanzen; 

2. hinsichtlich Art. II Z. 1 (§ 64 Abs. 2 und 3) 
und Art. III Z. 3 (§ 12) der Bundesminister 
für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen; 

3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 
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